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Einleitung

Die Regelungskrise des Rechts der öffentlichen Sicherheit zeigt sich an auffälli-
gen Symptomen. Das Sicherheitsrecht befindet sich in permanenter Reform, Si-
cherheitsgesetze werden fast laufend geändert oder ganz neu erlassen.1 Zudem
widmet sich die verfassungsgerichtliche Rechtsprechung diesem Regelungsfeld
seit einiger Zeit besonders intensiv. Neben mehreren Landesverfassungsgerich-
ten2 hatte vor allem das Bundesverfassungsgericht in den letzten Jahren sicher-
heitsrechtliche Normen in früher ungekanntem Ausmaß zu überprüfen.3 Viele

1 Vgl. beispielhaft den Überblick über die Gesetzgebungstätigkeit des Bundes im Sicher-
heitsrecht zwischen 2001 und 2013 bei M. Bäcker u.a., Bericht der Regierungskommission zur
Überprüfung der Sicherheitsgesetzgebung in Deutschland, S. 16 ff.

2 Vgl. beispielhaft die seit Mitte der 1990er Jahre zu Landespolizeigesetzen ergangenen Ent-
scheidungen bayVerfGH, Entscheidung vom 28. März 2003 – Vf. 7-VII-00 u.a. –, NVwZ 2003,
S. 1375; Entscheidung vom 7. Februar 2006 – Vf. 69-VI-04 –, JZ 2006, S. 617; bbgVerfG, Urteil
vom 30. Juni 1999 – VfGBbg 3/98 –, LKV 1999, S. 450; mvVerfG, Urteil vom 21. Oktober 1999
– LVerfG 2/98 –, LKV 2000, S. 149; Urteil vom 18. Mai 2000 – LVerfG 5/98 –, LKV 2000, S. 345;
rpVerfGH, Urteil vom 29. Januar 2007 – B 1/06 –, juris; sächsVerfGH, Urteil vom 14. Mai 1996
– Vf. 44-II-94 –, JZ 1996, S. 957; Urteil vom 10. Juli 2003 – Vf. 43-II-00 –, juris; thürVerfGH,
Urteil vom 21. November 2012 – VerfGH 19/09 –, juris; lsaVerfG, Urteil vom 11. November
2014 – LVG 9/13 –, http://www.zvr-online.com/index.php?id=313.

3 Insbesondere gilt dies für Ermittlungsermächtigungen von Polizei- und Strafverfolgungs-
behörden sowie von Nachrichtendiensten:

Von seiner Errichtung bis zum Jahr 1999 hat das Bundesverfassungsgericht lediglich in vier
Senatsentscheidungen näher untersucht, ob solche Ermittlungsermächtigungen insgesamt oder
mit Blick auf bestimmte Maßnahmen verfassungsrechtlich tragfähig sind: BVerfGE 16, 194 –
Liquorentnahme; BVerfGE 30, 1 – G 10 I; BVerfGE 32, 373 – Beschlagnahme ärztlicher Unter-
lagen; BVerfGE 47, 239 – Gegenüberstellung.

Seit dem Urteil zur strategischen Telekommunikationsüberwachung vom 14. Juli 1999 sind
demgegenüber bis heute 16 derartige Senatsentscheidungen ergangen: BVerfGE 100, 313 – stra-
tegische Telekommunikationsüberwachung (G 10 II); BVerfGE 109, 279 – Wohnraumüberwa-
chung; BVerfGE 110, 33 – Telekommunikationsüberwachung nach dem Außenwirtschaftsge-
setz; BVerfGE 112, 304 – GPS-Ortung; BVerfGE 113, 29 – Sicherstellung von Datenträgern;
BVerfGE 113, 348 – Telekommunikationsüberwachung nach dem niedersächsischen SOG;
BVerfGE 115, 166 – Sicherstellung gespeicherter Telekommunikationsdaten; BVerfGE 115, 320
– Rasterfahndung; BVerfGE 118, 168 – Abfrage von Kontostammdaten; BVerfGE 120, 274 –
„Online-Durchsuchung“; BVerfGE 120, 378 – automatisierte Kfz-Kennzeichenerfassung;
BVerfGE 124, 43 – Beschlagnahme von E-Mails; BVerfGE 125, 260 – Bevorratung von Tele-
kommunikations-Verkehrsdaten; BVerfGE 129, 208 – strafprozessuale Telekommunikations-
überwachung; BVerfGE 130, 151 – Bevorratung und Abfrage von Telekommunikations-Be-
standsdaten; BVerfGE 133, 277 – Anti-Terror-Datei. Weitere Verfahren sind derzeit anhängig,
eine Entscheidung zur Novelle des BKA-Gesetzes von 2009 war bereits für das Jahr 2014 ange-
kündigt (Az. 1 BvR 966/09, 1 BvR 1140/09).
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2 Einleitung

davon hat das Gericht zumindest teilweise verworfen.4 Insgesamt ist das Si-
cherheitsrecht damit heute ein besonders instabiles Regelungsfeld.

Dass die Instabilität des Sicherheitsrechts auf eine tieferliegende Regelungs-
krise verweist, erschließt sich, wenn die Diskussionen der letzten Jahrzehnte
über die Ausweitung staatlicher Aufgaben und über die Steuerungskraft des
Verwaltungsrechts einbezogen werden.

Die Staatstätigkeit orientiert sich mittlerweile auf vielen Feldern an präven-
tiven Anliegen, die weit über die hergebrachte staatliche Aufgabe hinausge-
hen, absehbare Schäden zu verhindern und eingetretene Schäden zu beseiti-
gen. Die hoheitliche Gewalt sieht sich heute immer mehr in der Verantwor-
tung, Sicherheit als „inneren Zusammenhang und Ganzes“5 fortlaufend zu
gewährleisten. Dazu soll sie gesellschaftliche Entwicklungen so mitgestalten,
dass Krisenlagen für Rechtsgüter möglichst gar nicht erst entstehen.6 Dieser
Vorsorgegedanke beherrscht heute nicht nur die Umwelt-, Technik- und
Stoffregulierung als sein hergebrachtes Referenzfeld.7 Sondern er zeigt sich in
zahlreichen weiteren, disparaten hoheitlichen Tätigkeitsbereichen.8

Den Hintergrund dieser Erweiterung der staatlichen Präventionstätigkeit
bilden eine Reihe von Faktoren, die miteinander verflochten sind: Komplexe
und vielfach vernetzte moderne Gesellschaften sind an vielen Stellen ver-
wundbar. Denn zahlreiche Güter und Leistungen sind für die Lebensgestal-

4 Die bis 1999 verfahrensgegenständlichen sicherheitsrechtlichen Ermächtigungen wurden
vom Bundesverfassungsgericht durchweg bestätigt, wenngleich das Gericht teils einengende
Anforderungen an ihre Auslegung und Anwendung errichtet hat. Von den seit 1999 ergangenen
16 Senatsentscheidungen des Bundesverfassungsgerichts haben demgegenüber neun die verfah-
rensgegenständlichen sicherheitsrechtlichen Normen zumindest teilweise beanstandet (BVerfGE
100, 313; 109, 279; 110, 33; 113, 348; 120, 274; 120, 378; 125, 260; 130, 151; 133, 277).

5 U. Volkmann, NVwZ 2009, S. 216; ähnlich C. Gusy, VerwArch 101 (2010), S. 309 (311).
6 Pointiert, wenngleich mit Blick auf den Istzustand noch überzogen, I. Appel, Staatliche

Zukunfts- und Entwicklungsvorsorge, S. 14: „[U]nter der Ägide von Prävention und Vorsorge
wird der Steuerungsbedarf … immer weiter hinausgetrieben. Er richtet sich in letzter Konse-
quenz auf eine umfassende Verantwortung für die Existenz des gesellschaftlichen Systems, auf
einen Zustand der Abwesenheit von sorgebereitenden und sicherheitsgefährdenden Fakto-
ren.“ Zu einer umfassend gedachten Sicherheitspolitik ähnlich C. Gusy, VerwArch 101 (2010),
S. 309 (312): „In diesem Sinne würde Sicherheitspolitik im Idealzustand permanent und para-
dox: permanent, weil sie ein dauerhaftes und erfolgreiches Risikomanagement letztlich in allen
Bereichen des sozialen Lebens erfordert; paradox, weil vollständige Sicherheit letztlich uner-
reichbar ist“.

7 Vgl. aus der Vielzahl rechtswissenschaftlicher Monographien etwa U. Di Fabio, Risiko-
entscheidungen im Rechtsstaat; K.-H. Ladeur, Das Umweltrecht der Wissensgesellschaft;
C. Calliess, Rechtsstaat und Umweltstaat; I. Appel, Staatliche Zukunfts- und Entwicklungsvor-
sorge; L. Jaeckel, Gefahrenabwehrrecht und Risikodogmatik; I. Spiecker gen. Döhmann, Staat-
liche Entscheidungen unter Unsicherheit.

8 Vgl. beispielhaft zur „Fortentwicklung des Für- und Vorsorgegedankens im Sozialrecht“
C. Enders, VVDStRL 64 (2005), S. 7 (27 ff.); zu einer präventionsorientierten Perspektive auf
das Religionsverfassungsrecht U. Sacksofsky, VVDStRL 68 (2009), S. 7 (30 ff.); C. Möllers,
VVDStRL 68 (2009), S. 47 (80 ff.); zur „Finanzmarktrechtsetzung im Lichte des Vorsorgeprin-
zips“ C. Calliess, VVDStRL 71 (2012), S. 113 (136 ff.).
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tung der Einzelnen elementar bedeutsam. Die Einzelnen können diese Güter
und Leistungen zumeist weder selbst bereitstellen noch ihren Schutz gewähr-
leisten.9 Technische und soziale Neuerungen bergen zudem Risiken, die sich
schleichend entwickeln, letztlich aber zu schweren und unumkehrbaren Schä-
den führen können. Dabei können zahlreiche Risikofaktoren zusammenwir-
ken, oftmals auch grenzüberschreitend. Schadenspotenziale und Wechselwir-
kungen lassen sich vielfach kaum absehen, weil das Risikowissen mit der tech-
nischen und sozialen Entwicklung nicht Schritt hält.10 Schließlich wird
vorgebracht, die erweiterte staatliche Sicherheitsgewähr reagiere auf eine zu-
nehmende gesellschaftliche Verunsicherung.11

Die staatliche Sicherheitsgewähr ist rechtlich gebunden. Erweitern sich die
präventiven Aufgaben des Staates, so liegt darin eine Herausforderung für das
Recht. Das Recht soll einerseits der hoheitlichen Gewalt ermöglichen, ihre er-
weiterten Aufgaben zu erfüllen. Es muss andererseits aus demokratischen wie
rechtsstaatlichen Gründen diese Aufgabenerfüllung wirksam anleiten. Hierzu
sind die hergebrachten Regelungsansätze für die präventive Staatstätigkeit
vielfach nicht geeignet. Denn sie sind zumeist nicht auf eine fortlaufende prä-
ventive Zukunftsgestaltung ausgerichtet. Zudem lassen sich solche Regelun-
gen nur anwenden, wenn hinreichendes Wissen über Bedrohungen und taug-
liche Gegenmittel besteht. Über solches Wissen verfügt der Staat gegenüber
komplexen Risiken vielfach gerade nicht.12

9 Vgl. zu Schutzkonzepten für sogenannte kritische Infrastrukturen P. Wiater, Sicherheits-
politik zwischen Staat und Markt.

10 I. Appel, Staatliche Zukunfts- und Entwicklungsvorsorge, S. 45 ff., beschreibt mit Blick
auf den Umweltschutz die Entwicklungen „[v]om wirtschaftlich-technischen Fortschritt zu
den langfristigen Fortschrittsfolgen“, „[v]on der relativen Sicherheit des Wissens zu wachsen-
der Ungewißheit“ und „[v]on vergleichsweise stabilen zu vielfach interdependenten und ent-
grenzten Lebenssachverhalten“.

11 Der Befund, dass Unsicherheitsgefühle in der Gesellschaft zunehmen, ist weitgehend un-
streitig. Seine Ursachen sind allerdings ebenso umstritten wie die angemessene Reaktion darauf.
So wird teilweise das verbreitete Bedürfnis nach erweiterter Sicherheitsgewähr affirmativ auf-
gegriffen und daraus eine staatliche Aufgabe abgeleitet, das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung
zu schützen, näher mit Blick auf die präventivpolizeiliche Tätigkeit unten § 1. II. und § 9. III.
Dem diametral entgegengesetzt ist die Forderung, „die weit verbreitete Verunsicherung und
Furcht vor Bedrohung als Regierungsinstrumente [zu] entlarven, die irrational geschürt und
skandalisiert werden, Kontrollbedürfnisse hervorrufen bzw. bestätigen und mit Feindbildern
arbeiten, die das ‚Andere‘ und ‚Fremde‘ ausgrenzen“, so T. Singelnstein/P. Stolle, Die Sicher-
heitsgesellschaft, S. 143.

Im Übrigen wird teils diagnostiziert, die Erweiterung der staatlichen Sicherheitsgewähr
könne die paradoxe Folge haben, die gesellschaftliche Verunsicherung sogar noch zu verstärken,
vgl. etwa U. Volkmann, NVwZ 2009, S. 216 (222): Sicherheit sei möglicherweise „etwas Verbor-
genes, das als unmittelbar und beständig Gewusstes gar nicht zu haben ist, so dass von ihr gerade
dann am wenigsten vorhanden wäre, je lauter sie als Losung ausgegeben würde. Im Gegenteil ist
dann für jedermann nur umso klarer zu sehen, wieviel an ihr jeweils noch fehlt. Sie erscheint
stattdessen beständig bedroht, gefährdet, und jede neue gesetzgeberische, administrative oder
justizielle Maßnahme, die zu ihrer Erhöhung getroffen wird, verstärkt diesen Eindruck nur …“

12 Näher mit Blick auf das Umwelt-, Technik- und Stoffrecht unten § 7. I. 1. b).

BäckerKriminalpräventionJP.pdf   25 31.08.2015   09:10:59
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Die Erweiterung des staatlichen Präventionsauftrags steht zudem in einem
Spannungsverhältnis zu dem verbreiteten Befund, dass eine imperativ-hie-
rarchische Steuerung herkömmlichen Zuschnitts gegenüber komplexen öf-
fentlichen Aufgaben oftmals systematisch versagt.13 Der Staat soll damit für
immer weitergehende Präventionsziele einstehen, die er immer weniger ei-
genhändig erreichen kann.14 Um dieses Dilemma aufzulösen, bedarf es kom-
plexer Steuerungsarrangements, die auf gesellschaftliche Handlungskapazi-
täten und „weiche“ Steuerungsmittel zurückgreifen und sich zudem dyna-
misch an neue Entwicklungen anpassen.15 Auch diese Form staatlicher
Steuerung muss rechtlich angeleitet werden, schon weil auch „weiche“ Steu-
erung nicht ohne Freiheitsbeschränkungen auskommt.16 Die hergebrachten
Regelungsansätze für die präventive Staatstätigkeit, die auf imperative Steue-
rungsmittel und bekannte Krisenlagen zugeschnitten sind, sind hierzu wie-
derum oftmals ungeeignet.

Damit der Staat seine erweiterten präventiven Aufgaben wahrnehmen kann,
werden daher Regelungsansätze benötigt, „die den klassischen interventions-
rechtlichen Ordnungsrahmen modernisieren und ergänzen, ohne darüber den
langfristigen staatlichen … Steuerungsanspruch aufzugeben“.17 Sie müssen zu-
dem gewährleisten, dass das Recht auch in komplexen Steuerungsarrange-
ments seine Funktion erfüllt, staatliches Handeln demokratisch zu legitimie-
ren und rechtsstaatlich zu begrenzen. Allerdings setzen solche Regelungsan-
sätze ihrerseits beträchtliches Steuerungswissen voraus. Zudem stehen die
Anliegen, einerseits flexible Reaktionen auf neue Entwicklungen zu ermögli-
chen und andererseits das behördliche Handeln wirksam rechtlich anzuleiten,
zueinander wiederum in einem Spannungsverhältnis.18

13 Zusammenfassend zu der Diskussion um eine „Krise des Ordnungsrechts“ A. Voßkuhle,
in: W. Hoffmann-Riem/E. Schmidt-Aßmann/A. Voßkuhle (Hrsg.), Grundlagen des Verwal-
tungsrechts, § 1 Rn. 10.

14 Nach I. Appel, Staatliche Zukunfts- und Entwicklungsvorsorge, S. 15, erweist die Dis-
kussion um die Modernisierung des Verwaltungsrechts „den Staat als gleichermaßen gefordert
und überfordert“.

15 Zusammenfassend zu dem partiellen Übergang von der staatlichen Erfüllungs- zur staat-
lichen Gewährleistungsverantwortung M. Bäcker, Wettbewerbsfreiheit als normgeprägtes
Grundrecht, S. 30 ff.

16 Beispielhaft sei auf die Diskussion um die grundrechtliche Einordnung staatlicher Publi-
kumsinformation verwiesen, die auch nach den grundlegenden Entscheidungen des Bundesver-
fassungsgerichts in den Sachen Glykol und Osho (BVerfGE 105, 252 und 279) nicht zur Ruhe
gekommen ist. Vgl. zu der Kritik dieser Entscheidungen in der damaligen Literatur M. Bäcker,
Wettbewerbsfreiheit als normgeprägtes Grundrecht, S. 142, Fn. 518; aus jüngerer Zeit etwa
F. Schoch, NVwZ 2011, S. 193 ff.; I. Augsberg, Informationsverwaltungsrecht, S. 200 ff.

17 I. Appel, Staatliche Zukunfts- und Entwicklungsvorsorge, S. 15.
18 Pessimistisch hierzu U. Volkmann, NVwZ 2009, S. 216 (222): „Am Ende ist jede Aufwer-

tung des Bewirkungsauftrags des Rechts nur um den Preis einer Schwächung seines Begren-
zungs- und Kontrollauftrags zu haben.“
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Vor diesem Hintergrund lässt sich die Instabilität des Rechts der öffentli-
chen Sicherheit als Krisensymptom begreifen:

Zum einen deutet diese Instabilität darauf hin, dass auch hier erweiterte Prä-
ventionsbedürfnisse bestehen, die rechtlich abgebildet und eingehegt werden
müssen. In der Tat ist unstreitig, dass sich die präventive Tätigkeit der Sicher-
heitsbehörden ausgedehnt hat. Die Sicherheitsbehörden verfolgen bereits seit
mehreren Jahrzehnten vermehrt Handlungskonzepte, die ihre Tätigkeit ge-
genüber hergebrachten Vorgehensweisen erweitern. Diese Handlungskon-
zepte dienen dazu, bestimmten Bedrohungen der öffentlichen Sicherheit
nachhaltig zu begegnen. Hierzu sollen die Sicherheitsbehörden bereits im Vor-
feld konkreter Krisenlagen oder über einzelne Krisenlagen hinaus tätig wer-
den.19 Insoweit fügt sich die sicherheitsbehördliche Tätigkeit in den allgemei-
nen Trend zur vorbeugenden Prävention ein.20 So wurde gerade mit Blick auf
die Sicherheitsbehörden ein Wandel des Staatsverständnisses hin zum „Prä-
ventionsstaat“ diagnostiziert.21 Allerdings weist ihre Tätigkeit im Vergleich
mit anderen Präventionsbehörden auch wesentliche Besonderheiten auf.22

19 Diese Entwicklung wird auch in der Rechtswissenschaft seit geraumer Zeit diskutiert, vgl.
insbesondere die bereits älteren grundlegenden Dissertationen von E. Weßlau, Vorfeldermitt-
lungen; M. Albers, Determination; daneben etwa die Arbeiten von F. Rachor, Vorbeugende
Straftatenbekämpfung und Kriminalakten; D. Neumann, Vorsorge und Verhältnismäßigkeit;
J. Aulehner, Polizeiliche Gefahren- und Informationsvorsorge; M. Möstl, Garantie. Nach den
terroristischen Anschlägen vom 11. September 2001 hat die Diskussion stark zugenommen, vgl.
etwa die Schriften von T. Singelnstein/P. Stolle, Die Sicherheitsgesellschaft; S. Middel, Innere
Sicherheit und präventive Terrorismusbekämpfung; G. Frankenberg, Staatstechnik; M. Thiel,
Die „Entgrenzung“ der Gefahrenabwehr; S. Kral, Vorfeldbefugnisse; T. Schwabenbauer, Heim-
liche Grundrechtseingriffe, sowie die Beiträge von W. Hoffmann-Riem, ZRP 2002, S. 497; H.-
D. Horn, in: ders. (Hrsg.), Recht im Pluralismus, S. 435; H. Schulze-Fielitz, in: H.-D. Horn
(Hrsg.), Recht im Pluralismus, S. 407; D. Kugelmann, DÖV 2003, S. 781; F. Schoch, Der Staat
43 (2004), S. 347; H.-H. Trute, Die Verwaltung 36 (2003), S. 501; ders., Die Verwaltung 42
(2009), S. 85; ders., Die Verwaltung 46 (2013), S. 537; O. Lepsius, Leviathan 32 (2004), S. 64;
ders., in: G.F. Schuppert u.a. (Hrsg.), Der Rechtsstaat unter Bewährungsdruck, S. 23;
R. Poscher, Die Verwaltung 41 (2008), S. 345; J. Masing, JZ 2011, S. 753; M. Baldus, Die Verwal-
tung 47 (2014), S. 1.

20 Vgl. etwa M. Albers, Determination, S. 97 ff.
21 Dieser Begriff wird in der Regel mit kritischer Stoßrichtung verwendet, vgl. beispielhaft

den – in der einleitenden Problemskizze allerdings mit einem Fragezeichen versehene – Titel
des Sammelbands von S. Huster/K. Rudolph (Hrsg.), Vom Rechtsstaat zum Präventionsstaat;
zur liberalen Kritik am Präventionsstaat im Schrifttum der letzten beiden Jahrzehnte des letzten
Jahrhunderts M. Kötter, Pfade des Sicherheitsrechts, S. 190 ff.

22 Insbesondere zwei Spezifika kennzeichnen die sicherheitsbehördliche Tätigkeit gegen-
über anderen behördlichen Tätigkeitsfeldern, auf denen gleichfalls eine erweiterte Prävention
betrieben wird: Erstens beruht sicherheitsbehördliche Problemlösung nach wie vor primär auf
imperativen Mitteln, wenngleich sich zunehmend gelegenheitsorientierte Ansätze einer indi-
rekten Verhaltenssteuerung finden (zu ihnen näher unten § 2. III.). Zweitens stellen sich auf
diesem Feld weniger fundamentale Wissensprobleme als etwa im Umweltschutz. Unter ande-
rem aufgrund dieser Spezifika lassen sich Lösungsansätze aus anderen Präventionsfeldern allen-
falls punktuell in das Sicherheitsrecht überführen, vgl. zu der häufiger gezogenen Parallele von
polizeilicher Kriminalprävention und Risikoregulierung unten § 7. I. 1. b).
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Zum anderen zeigt insbesondere die jüngere verfassungsgerichtliche Recht-
sprechung zum Sicherheitsrecht an, dass in der Gesetzgebungspraxis wie in
der Rechtswissenschaft nach wie vor ungeklärt ist, wie die erweiterten be-
hördlichen Handlungskonzepte rechtlich wirksam angeleitet werden können.
Teils werden diese Handlungskonzepte schon nicht hinreichend präzise er-
fasst. Teils wird das Verhältnis von behördlichen Handlungskonzepten und
rechtlichen Maßnahmeermächtigungen nicht klar genug bestimmt. Den si-
cherheitsrechtlichen Regelungswerken fehlt deshalb in weiten Teilen ein trag-
fähiges konzeptionelles Fundament zu den Fragen, wie die Sicherheitsbehör-
den ihre Befugnisse nutzen sollen und wie dies rechtlich umgesetzt werden
kann.23 Dieses konzeptionelle Defizit schlägt sich systematisch in mangelhaf-
ten Gesetzen nieder. Viele Normen des Sicherheitsrechts enthalten in der
Folge wortreich formulierte, aber wenig aussagekräftige Tatbestände, denen
zudem keine klare Systematik zugrunde liegt. Diese Vorschriften setzen den
Sicherheitsbehörden damit letztlich kaum Grenzen. Solche Normen verletzen
in einem rechtsstaatlich derart sensiblen Regelungsfeld fast zwangsläufig hö-
herrangiges Recht.

Diese Studie soll rechtsetzungsorientiert die konzeptionellen Grundlagen
bereitstellen, aus denen ein besseres Sicherheitsrecht entwickelt werden kann.
Sie befasst sich dazu mit dem Kernstück des Sicherheitsrechts, das hier als Kri-
minalpräventionsrecht bezeichnet wird. Im Folgenden wird zunächst dieser
Begriff geklärt und der Gegenstand der Studie eingegrenzt (unten I). Anschlie-
ßend werden das rechtsetzungsorientierte Erkenntnisziel der Studie und der
zugehörige methodische Ansatz näher erläutert (unten II). Sodann werden ei-
nige Begriffe definiert und zueinander ins Verhältnis gesetzt, die für die weite-
ren Ausführungen zentral sind (unten III). Schließlich wird der Gang der Un-
tersuchung vorgestellt (unten IV).

I. Gegenstand der Studie

Gegenstand dieser Studie ist das Kriminalpräventionsrecht als ein besonders
bedeutsamer Teil des Sicherheitsrechts. Im Folgenden wird dieser Begriff defi-
niert (unten 1) und der Gegenstand der Studie näher begründet (unten 2 bis 4).

23 Weniger weitgehend, aber mit vergleichbarer Tendenz H.-H. Trute, Die Verwaltung 46
(2013), S. 537, der zwar meint, das Polizeirecht sei „nicht nur in seinem engeren Bereich konso-
lidiert“, allerdings einräumt, dass gerade im „präventionsorientierten“ Polizeirecht „noch wei-
tere konzeptionelle Arbeit zu leisten sein dürfte.“ Vgl. beispielhaft zum derzeitigen Rechts-
stand und seinen konzeptionellen Mängeln die Analyse der Vorfeldtatbestände des BKA-Ge-
setzes unten § 7. II. 4. a).
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I. Gegenstand der Studie 7

1. Kriminalpräventionsrecht als Recht der polizeilichen selektiven 
Kriminalprävention

In dieser Studie bezeichnet der Begriff des Kriminalpräventionsrechts das po-
lizeiliche Eingriffsrecht, soweit es einer selektiven Kriminalprävention dient.
Dieser Begriff enthält damit zwei Definitionselemente, die Kriminalpräven-
tion und die Polizei.

Unter Kriminalprävention wird hier vorrangig die sogenannte selektive
Prävention verstanden. Der Begriff der Kriminalprävention wird damit in die-
ser Studie enger gefasst als in dem dreistufigen Strukturmodell, das in der Kri-
minologie verbreitet ist.24

Das kriminologische Strukturmodell umfasst zunächst auf der ersten Stufe
der universellen Prävention Fördermaßnahmen, die sich an die Allgemeinheit
oder ganze Bevölkerungsgruppen richten und – neben anderen Zielen – auch
Kriminalität reduzieren sollen. Zu dieser universellen Prävention trägt die Po-
lizei etwa durch Beratungsangebote bei. Derartige Angebote greifen in aller
Regel25 nicht in Grundrechte ein und werfen keine besonderen Regelungspro-
bleme auf. Sie bleiben hier außer Betracht.

In dieser Studie bezieht sich der Begriff der Kriminalprävention demgegen-
über vor allem auf die zweite Stufe des Strukturmodells, die als selektive Prä-
vention bezeichnet wird. Eine selektive Kriminalprävention knüpft an Fakto-
ren an, welche das Risiko von Straftaten erhöhen. Mit solchen Risikofaktoren
können Situationen, Personen, Sachen oder Orte belastet sein. Ziel selektiver
Prävention ist es, zu verhindern, dass ein Risikofaktor in eine Straftat um-
schlägt.

Das kriminologische Strukturmodell umfasst weiter als dritte Stufe die indi-
zierte Prävention, die an eine Straftat anknüpft und weitere Straftaten verhin-
dern soll. Sie wird in dieser Studie nur teilweise erörtert. Denn in erster Linie
ist die indizierte Prävention Aufgabe der Strafjustiz und der Strafvollzugsbe-
hörden, nicht aber der Polizei. Allerdings können sich selektive und indizierte
Prävention einander annähern oder überschneiden. Solche Annäherungen und
Überschneidungen müssen rechtlich bewältigt werden. Insoweit ist auch die
indizierte Prävention vom Gegenstand dieser Studie umfasst.

Weiter beschränkt sich diese Studie auf das Recht der polizeilichen Krimi-
nalprävention. Regelungen, die einer selektiven Kriminalprävention dienen,
werden darum hier nur behandelt, wenn zumindest auch die Polizei an der
Prävention beteiligt ist.

Das Kriminalpräventionsrecht umfasst in diesem Sinne das Polizeirecht so-
wie das Recht des strafprozessualen Ermittlungsverfahrens. Zudem wird hier

24 Vgl. etwa B.-D. Meier, Kriminologie, § 10 Rn. 13 ff.
25 Vgl. zu den grundrechtlichen Grenzen staatlicher Öffentlichkeitsarbeit, die bei polizeili-

chen Beratungsangeboten allenfalls in Ausnahmefällen erreicht sein werden, BVerfGE 105, 252;
105, 279; 113, 63.
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